Klaus Dörre

Prekäre Arbeitsgesellschaft. Subjektive Verarbeitungen unsicherer Beschäftigung

Brennende Autos und Geschäfte in Vorstädten, Politiker, die das „Ungeziefer“ mit der Hochdruckspritze säubern wollen und Jugendliche, die die Staatsgewalt nicht fürchten, weil ihnen mit der Lebensperspektive auch die Angst vor dem Gefängnis abhanden gekommen ist. Für einen Augenblick lenken die französischen Ereignisse das öffentliche Interesse auf einen Ausschnitt jener sozialen Frage, die am Beginn des 21. Jahrhunderts wieder ins Zentrum der Politik rückt. Wer die Arbeiten von Sozialwissenschaftlern wie Pierre Bourdieu (1997, 1998, 2000) oder Robert Castel (2000, 2005) verfolgt hat, den dürften die Revolte in den französischen Vorstädten kaum überraschen. Diejenigen, die sich dort in eine scheinbar ziel- und perspektivlose Militanz flüchten, sind die „Entkoppelten“, die „Entbehrlichen“ der Arbeitsgesellschaft. Es handelt sich um Gruppen ohne realistische Chance auf eine Integration in reguläre Erwerbsarbeit. Betrachtet man ausschließlich dieses Phänomen der „Entkoppelung“, kann die Frage nach einem Übergreifen „französischer Verhältnisse“ auf andere Länder rasch ad acta gelegt werden. Zu singulär erscheint die französische Integrationspolitik, zu spezifisch die Lage in den Banlieus, als dass eine Ausweitung der Krawalle auf andere europäische Länder befürchtet werden müsste.

Doch eine solche Verengung des Blickwinkels ist höchst problematisch. Denn Ausgrenzung im Sinne von „Entkoppelung“ ist nur der extremste Ausdruck einer Tendenz, die Robert Castel (2005: 54 ff.) als „Rückkehr der Unsicherheit“ in die reichen Gesellschaften des Westens bezeichnet hat. Die Ursachen dieser Entwicklung sind in den Zentren der westlichen Lohnarbeitsgesellschaften angesiedelt. Obwohl „diese Gesellschaften von Sicherungssystemen umgeben und durchzogen sind, bleiben die Sorgen um die Sicherheit allgegenwärtig“, sie strukturiert die Erfahrungen nicht nur der „Entkoppelten“, sondern „beschäftigt weite Teile der Bevölkerung“ (ebd.: 8). In diesem Sinne lassen sich, so lautet meine These, „französische Verhältnisse“ längst in vielen westlichen Gesellschaften beobachten.

Zur Begründung dieser These will ich auf Ergebnisse einer empirischen Studie
 zurückgreifen, die sich mit den subjektiven Verarbeitungsformen unsicherer Beschäftigung befasst. Als heuristische Folie der Studie dient ein Modell von Robert Castel. Danach spalten sich die institutionalisierten Lohnarbeitsgesellschaften mehr und mehr in drei „Zonen“. Die bereits erwähnte „Zone der Entkoppelung“ bildet das untere Fundament nachfordistischer Arbeitsgesellschaften. In ihr befinden sich die Langzeitarbeitlosen, die Illegalen und informell Arbeitenden. Die oberen und mittleren Ränge sind noch immer in einer – allerdings schrumpfenden – „Zone der Integration“ mit formal gesicherten Normbeschäftigungsverhältnissen angesiedelt.       

Typische Verarbeitungsformen unsicherer Beschäftigung

Ein erster empirischer Befund lautet, dass die Castel’schen Zonen der Arbeitsgesellschaft in den Köpfen von Arbeitern, Angestellten und Arbeitslosen tatsächlich präsent sind. Im Arbeitsbewusstsein der Befragten markieren sie jedoch keine starren Grenzziehungen. Vielmehr wirken sie als flexibel handhabbare (Selbst-)Klassifikationen, die sich zu neun typischen Formen der (Des-)Integration durch Erwerbsarbeit verdichten lassen (Schaubild 2, Spalte 1). Die Typologie illustriert, dass prekäre Arbeitsverhältnisse (hier: Leiharbeit, Teilzeitarbeit, befristete und geringfügige Beschäftigung) ein Desintegrationspotential beinhalten, das primär auf unsicherer Beschäftigung und/oder einer nicht dauerhaft Existenz sichernden Entlohnung, sekundär auf der Blockierung qualitativer Arbeitsansprüche, mangelnder Anerkennung, eingeschränkten Partizipationsmöglichkeiten und relativer sozialer Isolation beruht. Konstitutiv für die subjektive Verarbeitung der individuellen Erwerbslage sind zunächst jene Anspruchsdimensionen, die mit der Arbeitskraftperspektive korrespondieren. Der vertraglichen Ausgestaltung des Beschäftigungsverhältnisses (Dauer und Entlohnung der Beschäftigung) fällt dabei eine entscheidende Funktion zu. Ist die Beschäftigung formal auf Dauer gestellt und garantiert die Entlohnung ein kulturelles Minimum, rücken qualitative Anspruchsdimensionen ins Zentrum des Arbeitsbewusstseins. 

Die auf der Basis von qualitativem Material gewonnene Typologie ist von Tatjana Fuchs (Schaubild 2, Spalte 2) genutzt worden, um Material einer repräsentativen Befragung zum Thema „Was ist gute Arbeit“ (die Befragung des INIFES Stadtbergen beruht auf einer geschichteten Zufallsstichprobe, n = 5.388) zuzuordnen. Die INIFES-Kriterien entsprechen nicht in allen Punkten den für unsere Typologie konstitutiven Merkmalen, zumal sie eher auf strukturelle Kriterien abheben. Dennoch lassen sich mit einiger Vorsicht Aussagen zur quantitativen Verteilung von abhängigen Erwerbspersonen auf unsere Typologie treffen.

So zeigt sich, dass die „Zone der Entkoppelung“ mit 1,7 % der Befragten noch sehr klein ist. Der „Zone der Prekarität“ lassen sich formal 13,8 % zuordnen. Dem steht die große Zahl der formal Integrierten gegenüber (80,6 %), die sich überwiegend noch immer in einem Normarbeitsverhältnis befinden. Das Bild ändert sich indessen, wenn neben der Struktur des Arbeitsverhältnisses und der Entlohnung auch die Selbstklassifikationen einbezogen werden. Die Typen der Verunsicherten (Typ 3) und der Abstiegsbedrohten (Typ 4) bilden in unterschiedlicher Schärfe einen wichtigen Kristallisationspunkt von Prekarität ab. In diesen Gruppen, die immerhin 46 % des INIFES-Samples ausmachen, wirken bereits Abstiegs- und Prekarisierungsängste – für Castel ein wesentlicher Indikator für Prekarität. 

Das Gefühl der Bedrohung kann insbesondere beim Typ 4 („Abstiegsbedrohte“) deutlich ausgeprägter sein als bei Befragten, die aufgrund der Struktur ihres Beschäftigungsverhältnisses der „Zone der Prekarität“ zugerechnet werden können (Typ 5, 7). Selbst bei den Veränderungswilligen (Typ 8) in der „Zone der Entkoppelung“ besteht noch die Hoffnung, die eigene Lage über kurz oder lang deutlich verbessern zu können. Beim Typus der Abstiegsbedrohten (Typ 4) erscheinen Brüche in der beruflichen Biographie und sozialer Abstieg fast schon zur Gewissheit geworden zu sein. Die Flugbahn im sozialen Raum zeigt bei dieser Gruppe kollektiv nach unten und es sind kaum genügend Ressourcen vorhanden, um den Neigungswinkel der eigenen Biographie grundlegend korrigieren zu können. Insofern trifft nicht zu, dass Bedrohungsgefühle linear zunehmen, je weiter man in der Hierarchie der Typen nach unten steigt, denn Abstiegsängste sind bei den Gruppen besonders präsent, die noch etwas zu verlieren haben.           

3.2 Prekarität und erschwerte Lebensplanung

Eine unbefristete, geschützte Tätigkeit ausüben zu können, beinhaltet die Möglichkeit, selbst Initiative ergreifen und Zukunftspläne entwickeln zu können. „Die Planbarkeit der Zukunft erscheint mir für den Kampf gegen die Unsicherheit von zentraler Bedeutung“,  bringt Castel (2005: 49) die Verzahnung von Normbeschäftigung und sozialer Sicherheit auf den Punkt. Diese Planbarkeit der Zukunft ist für die von uns befragten prekär Beschäftigten nicht mehr gegeben. Unabhängig von der konkreten Beschäftigungsform beklagen die „Prekarier“ mehr oder minder alle, dass sie im Vergleich zu den Stammbeschäftigten über weitaus geringere Möglichkeiten verfügen, eine längerfristige Lebensplanung zu entwickeln. Tatsächlich sorgen unterschiedliche Arbeits- und Lebensbedingungen dafür, dass auch die Chancen, einen längerfristigen und zugleich halbwegs realistischen Lebensplan zu entwickeln, ungleich verteilt sind. 

Arbeitslosigkeit und befristete Arbeiten blockieren „die Ausarbeitung eines rationalen Lebensplans“ (Bourdieu 2000: 109) in den reichen Gegenwartgesellschaften allerdings nicht vollständig. Auch bei den Typen, die der „Zone der Verwundbarkeit“ zugerechnet werden können, findet sich das Bemühen, der eigenen Lebensplanung Kohärenz zu verleihen. Bei Teilzeitarbeiterinnen mit unbefristeten Arbeitsverträgen gelingt das noch einigermaßen, sofern die Partnerschaften stabil sind. Im Falle von Leiharbeitern und befristet Beschäftigten (Typ 5, 6) sind die Bemühungen um einen kohärenten Lebensplan spürbar, aber weitaus weniger erfolgreich. Es ist nicht allein die Unsicherheit als solche, sondern auch der soziale Abstand zur angestrebten „Normalität“, der eine Mischung aus Verunsicherung, Scham, Wut und Resignation erzeugt. 

Auf ähnliche Verarbeitungsformen stoßen wir – teils versteckt, teils manifest – in der „Zone der Integration“ und hier vor allem bei den „Verunsicherten“ (Typ 3) und den „Abstiegsbedrohten“ (Typ 4). Das Vermögen zu einer längerfristig ausgerichteten Lebensplanung ist in diesen Gruppen keineswegs verloren gegangen; aber es besteht die mehr oder minder begründete Befürchtung, dass die für eine realistische Zukunftsplanung notwendige Kalkulationsgrundlage abhanden kommen könnte. Abstiegsängste sind auch in diesen Gruppen keineswegs unmittelbarer Reflex auf reale Bedrohungen. Selbst die bevorstehende Betriebsschließung kann je nach Lebensalter, Qualifikation und Ressourcenausstattung höchst unterschiedlich verarbeitet werden. Für jüngere Arbeiter z. B. wirkt sie mitunter als Antrieb, individuelle Weiterbildungspläne vorzuziehen. Ältere und weniger qualifizierte Befragte befürchten hingegen einen nur schwer korrigierbaren Knick in ihrer beruflichen Laufbahn.

Die Auswirkungen einer nicht vorhandenen Grundlage für eine längerfristige Zukunftsplanung lassen sich – wenig überraschend – in der „Zone der Entkoppelung“ beobachten, wo wir uns auf langzeitarbeitslose Jugendliche, überwiegend mit Migrationshintergrund, konzentriert haben. Sowohl bei den „Veränderungswilligen“ (Typ 8) als auch bei den „Abgehängten“ (Typ 9) kann von einem über den Tag hinausreichenden Lebensplan im Grunde keine Rede mehr sein. Während die „Veränderungswilligen“ die Hoffnung auf eine Normalisierung ihrer Biographien noch nicht aufgegeben haben, richten sich die „Abgehängten“ bereits auf ein Leben in einer Subgesellschaft ein. Hier zeigt sich besonders deutlich, dass sich ohne festen Arbeitsplatz und sicheres Einkommen allmählich eine Desorganisation des Raum- und Zeitempfindens einstellt. Allerdings sind auch die Befragten aus der „Zone der Entkoppelung“ nicht völlig ohne Arbeit. Entscheidend ist für sie aber nicht das Faktum, dass sie sich in einer staatlich geförderten Integrationsmaßnahme befinden. Vielmehr haben die Arbeitslosen allesamt große Findigkeit entwickelt, um sich mit informeller Arbeit, Gelegenheitsjobs ohne jegliche soziale Sicherung, durchzuschlagen. 

3.3 Bedeutungswandel von Erwerbsarbeit

Unabhängig von solchen Differenzierungen lassen sich zonenübergreifend viele Hinweise auf einen weit reichenden Bedeutungswandel von Erwerbsarbeit entdecken. In großen gesellschaftlichen Gruppen beginnt reguläre Erwerbsarbeit ihre Funktion als „Bindemittel“ der Gesellschaft zu verlieren. Prekäre Beschäftigungsverhältnisse bedeuten nicht allein Unsicherheit und materiellen Mangel, vielfach bewirken sie Anerkennungsdefizite und eine Schwächung der Zugehörigkeit zu sozialen Netzen, die eigentlich dringend benötigt würden, um den Alltag einigermaßen zu bewältigen. Insofern trifft Castels (2005: 38) Diagnose auch auf die moderne Arbeitsgesellschaft zu: „Die soziale Unsicherheit schafft (...) nicht nur Armut. Wie ein Virus, der das Alltagsleben durchdringt, die sozialen Bezüge auflöst und die psychischen Strukturen der Individuen unterminiert, wirkt sie auch demoralisierend, als Prinzip sozialer Auflösung.“

Allerdings – und dieser Aspekt bleibt bei Castel unterbelichtet – nehmen die Individuen diesen Zersetzungsprozess nicht passiv hin. Sie entwickeln, indem sie Ressourcen und antizipierten Chancen in Verhältnis setzen, je eigene Überlebensstrategien. Insofern kommt es auch in der „Zone der Verwundbarkeit“ nicht zu linearen, sich beständig verstärkenden Desintegrationsprozessen. Vielmehr macht sich ein Phänomen bemerkbar, das als (Des-)Integrationsparadoxon gespaltener Arbeitsgesellschaften (Dörre u. a. 2004) bezeichnet werden kann. In der „Zone der Prekarität“ erfolgt die Einbindung nicht mehr über primäre (reproduktive und qualitative) sondern über tradierte oder neu erzeugte sekundäre Integrationspotentiale. 

Von sekundären Integrationspotentialen kann gesprochen werden, wenn z. B. junge Leiharbeiter ihr prekäres Beschäftigungsverhältnis als Sprungbrett in eine Normbeschäftigung betrachten und dabei auf den „Klebeffekt“ ihrer Tätigkeit hoffen (Typ 5). Um sekundäre Integration handelt es sich bei prekär Beschäftigten – etwa älteren Leiharbeitern –, die sich pragmatisch-illusionslos mit ihrer Lage arrangieren, indem sie beständig zwischen Arbeitslosigkeit und Leiharbeit pendeln (Typ 6; Castel verortet in solchen Anpassungsprozessen den zweiten Kristallisationspunkt von Prekarität). Sekundäre Integrationspotentiale verschaffen sich auch Geltung, sofern sich Einzelhandels-Verkäuferinnen scheinbar vorbehaltlos in ihre Rolle als mit Ihrer Rolle mehr oder minder zufriedene Zuverdienerinnen (Typ 7) fügen und damit eine stabile Partnerschaft und ein Existenz sicherndes Einkommen des Lebenspartners zur stillen Voraussetzung ihres eigenen, einer klassischen geschlechtsspezifischen Rollenteilung folgenden Arrangements machen. Und selbst bei den „Abgehängten“ (Typ 9) zeigt sich die Wirksamkeit sekundärer Integrationsmechanismen, wenn sich jungendliche Erwerbslose als „arbeitende Arbeitslose“ definieren, weil sie ihr Einkommen in der Schattenwirtschaft verdienen und dabei auf die informellen sozialen Netze von Familie und Nachbarschaft setzen.        

Die Wirksamkeit sekundärer Integrationspotentiale darf indessen nicht als Hinweis auf eine Entschärfung der Prekaritätsproblematik interpretiert werden. Das Gegenteil ist der Fall. Sekundäre Integrationspotentiale sind vergleichsweise schwach. Entweder beruhen sie auf einem fiktionalen Zukunftsbewusstsein, auf der Hoffnung, irgendwann doch noch Anschluss an die Normalität regulärer Beschäftigung zu finden, oder sie benötigen eine Mobilisierung quasi-ständischer Zugehörigkeiten und Ressourcen, die ein Überleben in der „Zone der Verwundbarkeit“ oder gar der „Zone der Entkoppelung“ sicher stellen. Dass sekundäre Integrationspotentiale überhaupt wirksam werden können hängt wesentlich mit der disziplinierenden Wirkung von Arbeitsmarktrisiken zusammen. Die Disziplin des Marktes kann z. B. dazu führen, dass tradierte Formen geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung revitalisiert werden. So definieren sich Verkäuferinnen mitunter auch dann noch als bloße Zuverdienerinnen, wenn ihr Einkommen aufgrund der Arbeitslosigkeit des Lebenspartners längst den Lebensunterhalt der Familie sichern muss (Typ 7). In solchen Fällen beruht arbeitsweltliche Integration auf einem männlich dominierten Komplementaritätsmodell von Erwerbsarbeit, dessen sozialstrukturelle und kulturelle Voraussetzungen im gesellschaftlichen Modernisierungsprozess längst aufgezehrt sind. Als Hysteresis-Effekte über ihre Erzeugungsbedingungen hinaus wirksam, illustrieren derartige Haltungen die Verfestigung einer sozialen Lage, die sich über eine dauerhafte Betätigung in prekären Beschäftigungsverhältnissen konstituiert. Zufrieden sind diese Befragten nur insofern, als sie sich als Teilzeitarbeiterinnen gesellschaftlich durchaus integriert fühlen. Diese Zufriedenheit ändert nichts daran, dass die Betreffenden ihre Berufstätigkeit überaus kritisch beurteilen. Teilweise werden sie in Interessenvertretungen und Gewerkschaften aktiv, um ihre Arbeitsbedingungen zu verbessern. In diesen Fällen handelt es sich um eine Variante konfliktorischer Integration, die allerdings an der grundsätzlichen Akzeptanz der Zuverdienerinnen-Rolle nichts verändert.  

3.4 Unterschiede zwischen flexibler und prekärer Arbeit                  

In diesem Zusammenhang kann auf einen Einwand eingegangen werden, der im Zusammenhang mit prekären Beschäftigungsformen immer wieder zu hören ist. Nicht alles an flexibler Arbeit sei problematisch; Prekarität stelle allenfalls eine Facette flexibler Beschäftigung dar, einer Flexibilität, die im Großen und Ganzen den Interessenlagen vieler Beschäftigter entgegen komme. Und in der Tat, „manche Gruppen von Arbeitnehmern profitieren zweifellos“ von einem Arbeitsmanagement, das sie „zur Freiheit verdammt“. Sie „maximieren ihre Chancen, bauen ihr Potential aus, entdecken an sich ungeahnte unternehmerische Fähigkeiten, die unter bürokratischen Zwängen und strengen Regelungen bisher verkümmerten“. Doch der Lobgesang auf die positiven Seiten der Flexibilisierung unterschlägt die neuen „Trennlinien“, die Arbeitswelt und Gesellschaft durchziehen (Castel 2005: 63 f.). 

Diese Trennlinien werden in unserer Typologie abgebildet. So unterscheidet sich die Selbstwahrnehmung der prekär Beschäftigten gravierend von den subjektiven Verarbeitungsformen flexibler Beschäftigung, wie sie sich in der „Zone der Integration“ finden. Das zeigt sich besonders deutlich bei den „Selbstmanagern“ (Typ 2), zu denen in unserer Untersuchung Freelancer aus der IT-Industrie, Werbefachleute, mittlere Manager zählen, die sich den Standards einer Normbeschäftigung angenähert haben. Für die befragten Freelancer und Werbefachleute wird das Sicherheitsrisiko, das in der Beschaffenheit ihres Beschäftigungsverhältnisses angelegt ist, subjektiv durch den Freiheitsgewinn kompensiert, den sie mit der Abwesenheit hierarchischer Zwänge verbinden. Zudem können sie darauf vertrauen, aufgrund ihrer Qualifikation und ihrer sonstigen Ressourcen, Phasen der Beschäftigungsunsicherheit einigermaßen gut zu überbrücken. Vor allem aber gilt: Integrationsstiftend wirkt in diesen Gruppen die Identifikation mit der eigenen Tätigkeit, das Streben nach Professionalität, mitunter auch das Aufgehen im Beruf. Das ist bei den prekär Beschäftigten grundsätzlich anders. Hier kann die Flexibilisierung der Beschäftigungsverhältnisse kaum positiv erlebt werden. Wie bei den prekär Beschäftigten handelt es sich bei den „Selbstmanagern“ (Typ 2) um die subjektive Auseinandersetzung mit den Folgen einer teils inszenierten, teils realen Marktsteuerung von Arbeit. Je nach sozialer Platzierung und differierender Ressourcenausstattung werden die Folgen der Marktsteuerung jedoch höchst unterschiedlich verarbeitet. 

Damit ist nicht gesagt, dass eine individuelle Positionierung in der „Zone der Integration“ mit Problemfreiheit gleichzusetzen ist. Selbst in Segmenten mit qualifizierter Angestellten- und Informationsarbeit können massive Desintegrationseffekte auftreten. Letztere werden allerdings nicht durch prekäre Beschäftigungsverhältnisse verursacht. Sie resultieren ganz im Gegenteil aus dem Streben nach Professionalität und Selbstverwirklichung, das mit Arbeitswut, Leistungsdruck, Stress, Beeinträchtigung des Privatlebens, Entspannungsunfähigkeit, blockierten Aufstiegsmöglichkeiten und Diskontinuitätserfahrungen bei der Projektarbeit einher geht. Solche Desintegrationseffekte können sich dramatisch zuspitzen. Auf diese Weise verwandelt sich auch ein zuvor stabiles Beschäftigungsverhältnis von Hochqualifizierten mitunter in ein heikles, unsicheres. In solchen Fällen entsteht tatsächlich eine prekäre Lage, die wegen der „Fallhöhe“ (Brinkmann 2003) qualifizierter Angestellter subjektiv als besonders schmerzlich erlebt werden. 

Dennoch sind flexible und prekäre Beschäftigungsverhältnisse nicht identisch. Manche Formen flexibler Beschäftigung können mit gesicherter Integration einhergehen. Das gilt z.B. für verschiedene Varianten von Projektarbeit, die Boltanski/Chiapello (2003) zum Charakteristikum eines „neuen kapitalistischen Geistes“ stilisieren. Prekäre Beschäftigungsverhältnisse sind stets flexibel; doch längst nicht alle Formen flexibler Beschäftigung erweisen sich zugleich als prekär. Die „Selbstmanager“ (Typ 2) agieren allesamt oberhalb einer „Schwelle der Berechenbarkeit“ oder „des Unternehmensgeistes“, welche wesentlich von der Verfügung über Einkünfte und Ressourcen abhängt, die von der Sorge um die Subsistenz dauerhaft entlasten“ (Bourdieu 2000: 92). Bei den  prekär Beschäftigten, die sich an der „Schwelle der Sicherheit“, gekennzeichnet „durch eine feste Arbeitsstelle und ein regelmäßiges Einkommen“, bewegen, ist das nicht der Fall.

3.5 Die Stabilisierung des Instabilen 

Entscheidend ist, wie unsichere Beschäftigungsverhältnisse und deren subjektive Verarbeitung auf die „Zone der Integration“ zurückwirken. Im Unterschied zu den subproletarischen Existenzen des 19. Jahrhunderts führen prekäre Beschäftigungsverhältnisse in den Arbeitsgesellschaften der Gegenwart nicht zu vollständiger Entwurzelung und Pauperisierung. Die prekär Beschäftigten befinden sich in einer eigentümlichen „Schwebelage“ (Kraemer/Speidel 2004: 119 ff.). Einerseits haben sie den Anschluss an die „Zone der Normalität“ noch immer vor Augen und müssen alle Energien mobilisieren, um den Sprung vielleicht doch noch zu schaffen. Andererseits sind permanente Anstrengungen auch nötig, um einen dauerhaften sozialen Abstieg zu vermeiden. Wer in seinen Anstrengungen nachlässt, dem droht der Absturz in die „Zone der Entkoppelung“. Aufgrund der Diskontinuitäten des Beschäftigungsverhältnisses besitzen die „modernen Prekarier“ keine Reserven, kein Ruhekissen. Sie sind die ersten, denen in Krisenzeiten Entlassungen drohen. Ihnen werden bevorzugt die unangenehmen Arbeiten aufgebürdet. Sie sind die Lückenbüßer, die „Mädchen für alles“, deren materielle und qualifikatorische Ressourcen mit anhaltender Dauer der Unsicherheit allmählich verschlissen werden. 

Gerade weil sich die prekär Beschäftigten im unmittelbaren Erfahrungsbereich der über Normarbeitsverhältnisse Integrierten bewegen, wirken sie als ständige Mahnung. Festangestellte, die Leiharbeiter zunächst als wünschenswerten „Flexibilisierungspuffer“ betrachten, beschleicht ein diffuses Gefühl der Ersetzbarkeit, wenn sie an die Leistungsfähigkeit der Externen denken. Sie sehen, dass ihre Arbeit zu gleicher Qualität auch von Personal bewältigt werden kann, das für die Ausübung dieser Tätigkeit Arbeits- und Lebensbedingungen in Kauf nimmt, die in der Stammbelegschaft kaum akzeptiert würden. Auch dann, wenn Leiharbeiter und befristet Beschäftigte nur kleine Minderheiten sind, wirkt ihre bloße Präsenz disziplinierend selbst auf große, gewerkschaftlich gut organisierte Belegschaften zurück. In Bereichen mit hoch qualifizierten Angestellten produzieren Freelancer einen ähnlichen Effekt. Schon ihre – allerdings auf wenige Wochentage beschränkte – Langzeitpräsenz im Büro sorgt dafür, dass Festangestellte sich selbst unter Druck setzen und ebenfalls „freiwillig“ ihre Arbeitszeiten verlängern. Bei befragten Bauarbeitern (Typ 3) ist es die Präsenz polnischer Kontingentarbeiter, die die deutsche Stammbelegschaft im Interesse der Beschäftigungssicherung zu weit reichenden Zugeständnissen bei tariflich vereinbarten Lohn- und  Arbeitszeitstandards bewegt. So finden sich im Grunde in allen Beschäftigungssegmenten Wechselbeziehungen zwischen Stammbelegschaften und flexiblen Arbeitskräften, die den „Besitz“ eines unbefristeten Vollzeiterwerbsverhältnisses als verteidigenswertes Privileg erscheinen lassen.         

Dass die bloße Präsenz prekär oder flexibel Beschäftigter disziplinierende Rückwirkungen auf formal integrierte Beschäftigte zeitigt, lässt sich nur mit einer Verallgemeinerung sozialer Unsicherheit erklären, die längst auch die „Zone der Integration“ erreicht hat. In versteckter Form findet sich die Angst vor Arbeitslosigkeit und sozialem Abstieg selbst bei den „Gesicherten“ (Typ 1). In Anbetracht solcher Verarbeitungsformen lässt sich präziser fassen, was den spezifischen Gehalt des (Des-)Integrationsparadoxons in gespaltenen Arbeitsgesellschaften ausmacht. Die Herausbildung einer Zone unsicherer Beschäftigungsverhältnisse forciert die Umstellung auf einen neuen gesellschaftlichen Integrationsmodus. An die Stelle einer Einbindung, die nicht ausschließlich, aber doch wesentlich auf materieller und demokratischer Teilhabe beruhte, treten Integrationsformen, in denen die subtile Wirkung markförmiger Disziplinierungsmechanismen eine deutliche Aufwertung erfährt (Heitmeyer 1997: 27). Die Disziplinierung durch den Markt kann, zumal in einer reichen Gesellschaft, eine Vielzahl an Hoffnungen, Ängsten und Traditionen funktionalisieren. Auf diese Weise sorgt die Konfrontation mit unsicheren Beschäftigungsverhältnissen nicht nur, wie Robert Castel (2000: 357) treffend formuliert, für eine „Destabilisierung des Stabilen“. Indem sie die einen diszipliniert und den anderen elementare Voraussetzungen für Widerständigkeit und Gegenwehr nimmt, fördert sie zugleich eine eigentümliche „Stabilisierung der Instabilität“. Insofern ist Prekarisierung kein Phänomen an den Rändern der Arbeitsgesellschaft. Denn sie bewirkt, wie es Bourdieu hellsichtig formulierte, tatsächlich eine allgemeine subjektive Unsicherheit, die bis tief hinein in die Lebenslagen der formal Integrierten reicht. Prekarisierungsprozesse wirken desintegrierend und zugleich als disziplinierende Kraft. Mit ihren entgrenzten Flexibilitätsanforderungen schaffen sie doch neue Abhängigkeiten. Sie stellen ein Macht- und Krontrollsystem dar, dem sich in der gespaltenen Arbeitsgesellschaft auch die Integrierten kaum zu entziehen vermögen.

4. Politik der Entprekarisierung

Hohe Arbeitslosigkeit und Prekarisierung sorgen dafür, dass sich qualitative Arbeitsansprüche in Betrieben und Verwaltungen kaum noch Geltung verschaffen können. Wenn die Existenz unsicher geworden ist, treten „Entfernung zur Arbeit, Monotonie oder schlechte Behandlung“ als Gründe für Unzufriedenheit „subjektiv in den Hintergrund“; es dominiert die Sorge um den Erhalt ihres Arbeitsplatzes, so widerwärtig er auch sein mag“ (Bourdieu 2000: 72). Diese Feststellung ist von brennender Aktualität. Denn infolge der verbreiteten Unsicherheit fehlen immer häufiger die Voraussetzungen für Gestaltungsansätze, die an qualitativen Arbeitsansprüchen ansetzen. In den Betrieben fällt es den Interessevertretungen schwer, Beschäftigte für solche Ansätze zu gewinnen. Im Management fehlt es zunehmend an Ansprechpartnern für verlässliche, längerfristig ausgerichtete Kompromissbildungen, ohne die anspruchsvolle Gestaltungsprojekte nicht zu verwirklichen sind. Stattdessen bricht sich selbst in den verbliebenen Hochburgen der Gewerkschaften ein Trend zum „billiger statt besser“ Bahn, der innovative Arbeitspolitik durch simple Kostensenkungsstrategien zu ersetzen sucht (Dörre/Röttger 2005, Dörre/Brinkmann 2005). 

Über die Abwälzung der Markunsicherheit nicht nur auf die Arbeitnehmer, sondern auch auf Zulieferer, Dienstleister und abhängige Kleinbetriebe gelingt es dem Management fokaler Unternehmen häufig, die Zonen kontrollierter Autonomie in den Betrieben zur Produktion „gefügiger Arbeitskräfte“ zu nutzen (Boltanski/Chiapello 2003: 262). Kritische Interventionen, die ihre arbeitspolitische Perspektive auf die Auseinandersetzung mit autoritativer Managementkontrolle und repetitiven Arbeitstätigkeiten reduziert, stehen der ideologischen Offensive des „Marktfundamentalismus“ (Giddens 1997) einigermaßen hilflos gegenüber. Wo sich die Abschaffung der Stechuhr als Instrument zur Leistungsintensivierung entpuppt, wo Stress und Gesundheitsgefährdung aus flexiblen Arbeitszeiten und –formen herrührt, die Arbeitsroutine gerade nicht aufkommen lassen sollen und wo die Diskontinuität von Projektarbeit zur psychischen Dauerbelastung wird, versagt ein Instrumentarium, das entwickelt wurde, um die Restriktionen industrieller Produktionsarbeit aufzubrechen.

An Grenzen stoßen klassische arbeitspolitische Ansätze aber auch in Bereichen mit „schlechter Arbeit“. Gerade prekäre Beschäftigungsverhältnisse zeichnen sich durch erhebliche „Risikokumulationen“ aus. Hier vereinen sich körperlich belastende Arbeitsbedingungen und -um​welten häufig mit monotonen Tätigkeiten, die „wenig Raum für die persönliche Entwicklung“ bieten (Fuchs 2003: 163). Obwohl das die Arbeitszufriedenheit in diesen Gruppen negativ beeinflusst, steht die klassische Taylorismuskritik auch in der „Zone der Verwundbarkeit vor einem ernsten Problem. Der „Traum des Leiharbeiters ist es, ein Stammarbeiter zu werden, verbunden mit der schmerzlichen Ahnung, es nicht zu schaffen“ (Castel 2000: 358). Gegenüber diesem Traum vom Sprung in die Normalität verblassen selbst die Widrigkeiten belastender, monotoner Tätigkeiten. Das Streben nach einer Entlohnung, die ein dauerhaftes Auskommen sichert, beginnt alle anderen Anspruchsdimensionen zu überlagern. Gruppen, die sich in der Prekarität einzurichten beginnen, sind für eine Arbeitspolitik „jenseits des Lohns“ kaum zu gewinnen. Hierin besteht die arbeitspolitische Herausforderung für eine Politik der Entprekarisierung. Ohne die Bekämpfung der sozialen Unsicherheit werden es auch die besten arbeitspolitischen Gestaltungsideen künftig schwer haben. 

Doch wie kann eine Politik der Entprekarisierung in Gang gesetzt werden, die soziale Unsicherheit wirksam bekämpft? Um es vorweg zu sagen: Eine solche Politik ist eine äußerst langwierige, komplexe Angelegenheit. Sie wird der Unterstützung im Parteiensystem bedürfen, aber doch nur eine Chance besitzen, sofern sie breite Unterstützung in der zivilen Gesellschaft jenseits der Parteien findet. Nachfolgend wird daher kein Maßnahmekatalog unterbreitet. Vielmehr geht es um das Koordinatensystem, an dem sich eine längerfristig angelegte Politik der Entprekarisierung zu orientieren hätte. 

4.2 Anerkennung von Differenz

Eine kontinuierliche Sichtung und Thematisierung der Probelmatik ist wichtig, weil es sich bei der Prekarisierung von Arbeitsverhältnissen und Lebenslagen aller Voraussicht nach nicht um eine vorübergehende Erscheinung, sondern um ein Strukturmerkmal von Arbeitsgesellschaften handelt, die sich unter dem Druck des zeitgenössischen Finanzmarktkapitalismus (Windolf 2005, Deutschmann 2005) entwickeln. Sicher wäre es wünschenswert, die Realität unsicherer Beschäftigungsverhältnisse möglichst rasch und vollständig zu überwinden. Doch die Macht der Gewerkschaften wie auch der Mitte-Links-Parteien wird auf absehbare Zeit kaum ausreichen, um eine solche Zielsetzung real werden zu lassen. Nimmt man die zurückliegende Periode, so basierte das Job-Wachstum in den EU-Staaten in erheblichem Maße auf einem Zuwachs an unsicheren, wenig geschützten Arbeitsverhältnissen (Kok 2004, Europäsche Kommission 2002, 2005). Zwar gibt es innerhalb der europäischen Nationalstaaten erheblich differierende Beschäftigungsentwicklungen. Das Grundproblem einer Wirtschaft, der 

aufgrund expansiver Gewinn- und Renditeerwartung mehr abverlangt wird, als sie produktiv zu leisten im Stande ist, wird jedoch auch in der neu formulierten Lissabon-Strategie nicht gelöst. Daher dürfte der Druck auf den institutionellen Schutz von Arbeits- und Beschäftigungsverhältnissen weiter anhalten und die zonale Spaltung der nationalen Arbeitsgesellschaften auf absehbare Zeit ein akutes Problem bleiben.      

Fatal wäre es allerdings, wollte man alle Hoffnungen auf eine künftige Wachstumsdynamik setzen und Prekarisierungsprozesse ansonsten tatenlos hinnehmen. Wichtig ist stattdessen, eine wirksame Politik nicht nur für, sondern auch mit prekär Beschäftigten zu entwickeln. Eine solche Politik setzt, so paradox das klingen mag, die Anerkennung prekärer Arbeits- und Lebensverhältnisse voraus. Anders gesagt, eine Politik der Entprekarisierung kann und darf nicht vom raschen Verschwinden der Unsicherheit ausgehen, sie muss im Gegenteil mit dafür sorgen, dass die „Prekarier“ selbst auch unter schwierigen Bedingungen handlungsfähig bleiben (Candeias 2004).   

In einer Gesellschaft mit hoher struktureller Arbeitslosigkeit sind prekäre Beschäftigungsverhältnisse für viele Menschen die einzige Möglichkeit, überhaupt ihren Lebensunterhalt zu verdienen. Es genügt, sich die Lage von Leiharbeitern oder befristet Beschäftigten vor Augen zu führen, um zu begreifen, dass die Interessen derjenigen, die in prekären Verhältnissen leben und arbeiten, nicht unbedingt mit den Interessen gut verdienender, noch immer halbwegs sicherer, gewerkschaftliche hoch organisierter Stammbelegschaften in großen Unternehmen identisch sein müssen. Wer selbst kaum Schutz vor Kündigungen genießt, sich durch Betriebsrat und Gewerkschaften nicht vertreten fühlt und seine Anliegen im politischen System nicht repräsentiert sieht, der wird sich kaum für eine Politik mobilisieren lassen, die in erster Linie auf die Interessenwahrung der Integrierten zielt. Politik der Anerkennung bedeutet bewusste politische Verarbeitung sozialer Unterschiede, es geht um die Anerkennung von Differenz als Voraussetzung für mehr soziale Gerechtigkeit. Wer die Vertiefung der von Castel so trefflich skizzierten Spaltungslinien verhindern will, muss die besondere Lage von prekär Beschäftigten und Ausgegrenzten anerkennen und diese Gruppen – sei es aktiv, sei es symbolisch – in die eigene Politik einbeziehen. 

4.3 Arbeitsmarktpolitik

Wenn die zonale Spaltung der Arbeitsgesellschaft vorerst nicht zu verhindern ist, so wird die Integrationsqualität doch maßgeblich davon abhängen, ob es zumindest gelingt, relevanten Teilen auch der „Abstiegsbedrohten“, der prekär Beschäftigten und der „Entkoppelten“ die Tür zu gesicherter Beschäftigung offen zu halten. In klarer Abgrenzung zu marktfundamentalistischen Positionen (kritisch: Giddens 1997) lässt sich festhalten, dass die positiven Wirkungen einer Arbeitsmarktpolitik, die den Druck auf Arbeitslose einseitig erhöht, um sie zur Aufnahme einer prekären Beschäftigung zu bewegen, nicht sonderlich hoch veranschlagt werden dürfen. Zweifellos können Dauerarbeitslosigkeit und permanente Abhängigkeit von Sozialtransfers zu Lähmung und Passivität führen. Damit ist jedoch noch nicht gesagt, dass die Ausübung eines prekären Beschäftigungsverhältnisses in jedem Fall aktivierend wirkt. Wer alle Energie darauf verwenden muss, um nicht durch den Rost zu fallen, der will früher oder später den Lohn für seine Anstrengungen ernten. Wird dieses Versprechen nicht eingelöst, droht genau das, was eine „aktivierende“ Arbeitsmarktpolitik eigentlich zu verhindern beabsichtigt: Erschöpfung, Resignation, Verzweifelung, Passivität, Absturz in Armut und Ausgrenzung, im besten Fall ein pragmatisches Arrangement mit Förderpraktiken, die es erlauben, den Kopf halbwegs über Wasser zu halten. 

Exakt hier liegt auch ein neuralgischer Punkt der aktuellen Arbeitsmarktpolitik. Legt man das Zonenmodell von Robert Castel zugrunde, lässt sich der Inhalt der mit den Gesetzen für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt verbundenen Reformen als doppeltes Integrationsversprechen entschlüsseln. Den Beschäftigten in der „Zone der Integration“, mit noch immer geschützten, existenzsichernden Erwerbsverhältnissen, verheißen die Maßnahmen eine Senkung von Lohnnebenkosten, größere Beschäftigungssicherheit und unter Umständen eine Entlastung von Sozialbeiträgen, die gezahlt werden müssen, um den völligen Absturz und die physisch-existenzielle Gefährdung jener zu vermeiden, die sich in eine lang anhaltende Ausgrenzung aus der Arbeitsgesellschaft gefügt haben. Zugleich werden Langzeitarbeitslose und erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger mit der Botschaft konfrontiert, dass die Gesellschaft eine dauerhafte Brachlegung ihrer Arbeitskraft nicht mehr akzeptiert und ihnen deshalb ein Sprungbrett bietet, das ihnen im optimalen Fall die Rückkehr in ein „normales“ Erwerbsleben ermöglicht. Effizientere, marktnähere Arbeit der Regionalagenturen sowie die Schaffung von Qualifizierungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten (Arbeitsgelegenheiten, Qualifizierungsmaßnahmen) gelten als probate Mittel, um das Integrationsversprechen zu realisieren. Re-Integration durch Ausweitung subventionierter, mit Blick auf Dauer und Entlohnung prekärer Beschäftigung, lautet das zweite Versprechen der Arbeitsmarktreformen.

An dieser Stelle kann und soll einer wissenschaftlich gestützten Bilanz der Arbeitsmarktreformen nicht vorgegriffen werden. Offenkundig ist aber, dass das doppelte Integrationsversprechen  der Reformen zwei Problemfelder unterbelichtet lässt. Die Tatsache, dass der Sozialstaat nach Hartz IV von einem status- zu einem allenfalls noch existenzsichernden geworden ist, verstärkt die in großen Teilen der arbeitnehmerischen Mitte grassierenden Abstiegs- und Prekarisierungsängste zusätzlich. Markgetriebener Flexibilisierungsdruck, der sich in den Betrieben ohnehin bemerkbar macht, erhält durch das Wegbrechen überbetrieblicher Sicherungen ein zusätzliches Risikopotential. Die bloße Antizipation dieser Entwicklung wirkt auch und gerade innerhalb der „Zone der Integration“ für bestimmte Gruppen schwerer, als die positiven Versprechen der Reform. Hinzu kommt etwas anderes. Der dem skandinavischen Modell entlehnte Aktivierungsgedanke ist an sich vernünftig; auf Gruppen, die sich an oder unterhalb einer „Schwelle der Existenzsicherung“ bewegen, ist er jedoch nicht ohne weiteres anwendbar. Ohne ein Minimum an sozialer Sicherheit keine Basis für individuell-planerisches Zukunftsbewusstsein und ohne planerisches Zukunftsbewusstsein keine Selbstaktivierung, könnte eine einfache Formel lauten. Mit anderen Worten, Teile der „Entkoppelten“ und der prekär Beschäftigten verfügen gar nicht mehr über die Ressourcen, die eine in die Zukunft gerichtete Selbstaktivierung ermöglichen würden. Für diese Gruppen ist es viel nahliegender, ihr Leben auf Existenzsicherung in den entstehenden informellen Subgesellschaften hin auszurichten. In Sozialverbänden und bei den Trägern von Integrationsmaßnahmen, teilweise auch in Kirchen und Gewerkschaften wird dieses Problem bereits klar gesehen. Eine sozialpolitische Antwort darauf gibt es bisher nicht. Klar ist, dass die „Hartz-Reformen“ trotz der in ihnen auch enthaltenen institutionellen Innovationen (Opielka 2005) keine Lösung für diese Problematik beinhalten. Mit einer bloßen Rücknahme von Hartz IV wäre die Ausgrenzungsproblematik aber auch nicht behoben.             

Nichts spricht indessen dafür, dass eine existenzsichernde, gesellschaftlich anerkannte, mit institutionalisierten Partizipationschancen verknüpfte Erwerbstätigkeit durch Formen eines – wie auch immer subventionierten – bürgerschaftlichen Engagements ersetzt werden kann. Wird nicht aktiv gegengesteuert, ist wahrscheinlich, dass die Ausweitung prekärer Beschäftigungsverhältnisse die Bereitschaft zu bürgerschaftlichem Engagement eher schwächt. In diesem Zusammenhang ist es ein Problem, dass gemeinnützige Arbeit in der Wahrnehmung der Betroffenen durch Arbeitslosenhilfe plus (Ein-, bis Drei-Euro-Jobs) finanziert wird. Dem Anerkennungsbedürfnis derjenigen, die diese Arbeit leisten, käme sicher entgegen, wenn es sich um eine öffentlich geförderte gemeinnützige Tätigkeit handeln würde, die auf Mindestlohnbasis organisiert werden könnte.

4.4 Selbstorganisation der Unorganisierbaren

In diesem Kontext ist das Problem einer Selbstorganistaion der vermeintlich Unorganisierbaren von zentraler Bedeutung. Folgt man Bourdieu, so ist ein zum Leben in Unsicherheit gezwungenes Subproletariat zu Selbstorganisation und kollektiver Interessendurchsetzung nicht in der Lage. Diese Feststellung besitzt einen realen Kern, dennoch scheint sie mit Blick auf aktuelle Prekarisierungsprozesse zu pessimistisch. Die Gruppe der „Entkoppelten“ ist in Deutschland noch vergleichsweise klein; bei den prekär Beschäftigten gibt es hingegen durchaus Ansatzpunkte für kollektive Handlungsfähigkeit.

Wie Prekarität verarbeitet wird, hängt auch von der politischen Kultur eines Landes ab. Aus den USA ist bekannt, dass die Wahlbeteiligung mit sinkenden Einkommen und abnehmender Integration in die Arbeitswelt rückläufig ist. Hier wird eine expansive Zunahme prekärer Beschäftigung über „selbstgewählte“ politisch Ausgrenzung reguliert. In Frankreich hingegen spricht einiges dafür, dass prekär Beschäftigte sich eher durch die politische Linke repräsentiert sehen (Paugam 1998). Die politische Kultur eines Landes macht somit auch bei den Prekarisierten einen Unterschied. In unseren eigenen Untersuchungen wird – etwa bei den ostdeutschen Leiharbeitern – eine diffuse Wut auf die gesamte politische Klasse spürbar, die sich politisch in höchst unterschiedliche Richtungen entladen kann. Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, übersteigerter Nationalismus und Offenheit für rechtspopulistische Anrufungen stellen eine mögliche Orientierung unter anderen dar, die durch Prekarisierungserfahrungen zumindest verstärkt werden kann (Dörre u.a. 2004; Flecker/Hentges 2004). 

Doch es gibt auch Gegentendenzen. Eine politische Kultur der Selbstorganisation und der Widerständigkeit vorausgesetzt, ist es keineswegs ausgeschlossen, dass prekär Beschäftigte Präferenzen für kollektive, z.B. gewerkschaftliche Handlungsstrategien entwickeln. Wollen sie derartiges fördern, ist freilich nötig, dass die Gewerkschaften zielgruppenspezifische Organisationsangebote für prekär Beschäftigte entwickeln. In Italien sind die großen Gewerkschaften diesen Weg längst gegangen. Bei den Prekären verzeichnen sie ihre relativ größten Mitgliederzuwächse (Choi 2004: 428 ff.). Dies auch, weil sie über ein ausgereiftes Beratungs- und Dienstleistungssystem verfügen, das auf die Problematik unsicherer Beschäftigungsverhältnisse zugeschnitten ist. In Italien bieten die großen Gewerkschaftsverbände inzwischen spezifische Organisationsangebote für Leiharbeiter, abhängig Selbständige und Heimarbeiter beiderlei Geschlechts an. Ihr Dienstleistungsangebot ist auf die spezifischen Bedürfnisse eines äußerst heterogenen „Prekariats“ zugeschnitten. Wer alle Energie darauf verwenden muss, zunächst einmal über den Tag zu kommen, der erwartet von den Gewerkschaften primär Hilfe bei der Absicherung von Grundbedürfnissen.

Gewerkschaften, die dies als Ansatzpunkt für aktives Organizing nutzen wollen, dürfen nicht warten, bis die Probleme zu ihnen kommen. Sie müssen sich selbst zu den Problemen hinbewegen. Hier lässt sich z.B. von einigen US-amerikanischen Gewerkschaften lernen. Mit dem Rücken zur Wand haben diese Gewerkschaften Organisationserfolge bei Migranten und prekär Beschäftigten erzielt. Voraussetzungen waren lokale Bündnisse mit sozialen Bewegungen, Kirchen und Selbsthilfeorganisationen, die erheblich zur Revitalisierung gewerkschaftlicher Strukturen beigetragen haben (Voss/Shermann 2000: 303 ff.). So paradox es angesichts der Schwäche der US-amerikanischen Gewerkschaften klingen mag, von solchen Beispielen können auch die deutschen Arbeitnehmerorganisationen lernen.

Die Politik könnte dies unterstützen, wenn sie spezifische Partizipationsrechte für prekär Beschäftigte schaffen würde. Dabei ginge es zunächst um elementare Beteiligungs- und Verstetigungsrechte. Vorschläge hierzu liegen seit langem auf dem Tisch (vgl. Matthies u.a. 1994). Dazu gehören eine existenzsichernde Alterssicherung für Teilzeitkräfte, die Bevorzugung von befristet eingestellten oder Leiharbeitskräften bei Neueinstellungen sowie freier Betriebszugang, das Recht zur Teilnahme an Betriebsversammlung, Beteiligung an Betriebsratswahlen oder auch eigene Interessenvertretungen prekär Beschäftigter mit bezahlten Versammlungszeiten und -möglichkeiten. Überlegenswert ist eine eigene Stimme sogenannter „Außenseiter“ (Arbeitslose, prekär Beschäftigte) bei Tarifverhandlungen. Die rechtliche Umgestaltung des Arbeitsverhältnisses und eine Neudefinition des Arbeitnehmerbegriffs gehören ebenfalls zu einem solchen Maßnahmebündel.

4.7 Mindestlohn , Innovationen und Standards für „gute Arbeit“

Angesichts fortschreitender Prekarisierungsprozesse macht es Sinn, für die gesetzliche Verankerung eines existenzsichernden Mindestlohns einzutreten und gleichzeitig qualitative Mindeststandards für „gute Arbeit“ zu entwickeln. Auf diesem Feld kommt es darauf an, dass sich die Gewerkschaften und an einer solchen Regelung interessierte Kräfte rasch auf ein überzeugendes Modell einigen. Der bisherige Kompromissvorschlag für branchenspezifische Mindestlöhne, die sich jeweils an der untersten Tarifgruppe orientieren, beinhaltet mindestens zwei Probleme. Zum einen sind in vielen Bereichen (z.B. Reinigungsgewerbe, Überwachungsgewerbe, Textilindustrie etc.) selbst Tariflöhne längst nicht mehr existenzsichernd; zum anderen ist mehr als fraglich, ob die Gewerkschaften überhaupt in allen Branchen stark genug sind, existenzsichernde Löhne aus eigener Kraft durchzusetzen. Insofern besitzt das Modell eines einheitlichen existenzsichernden gesetzlichen Mindestlohns für alle Branchen, dessen Höhe periodisch unter Beteiligung der Tarifparteien auszuhandeln wäre, trotz der bekannten Risiken einigen Charme (zusammenfassend: Schulten 2005).

Unabhängig davon gilt jedoch, dass Mindestlöhne nur ein Eckpfeiler einer Politik der Entprekarisierung sein können. Mindestens ebenso wichtig ist, dass die Gewerkschaften Kriterien und Standards für „gute Arbeit“ in den Betrieben und Verwaltungen entwickeln. Dabei lässt sich an den Friktionen ansetzen, die eine fortschreitende Prekarisierung der Beschäftigungsverhältnisse notwendig erzeugt. Strategien, die den Nutzungsgrad der Arbeitskraft erhöhen, mögen einzelbetrieblich kurzfristig Kostenvorteile bringen; gesamtwirtschaftlich wirken sie eher destruktiv. Das nicht nur, weil sie die zahlungsfähige Nachfrage schwächen und so wirtschaftliche Ungleichgewichte verstärken. Prekarisierungsstrategien erzeugen im Management „Innovationsfaulheit“; sie erschweren die Identifikation der Beschäftigten mit ihrer Tätigkeit und ihren Unternehmen. Verbreitete Unsicherheit wirkt daher bei den Beschäftigten unweigerlich als Flexibilitätsbremse. Die Kampagne „Besser statt billiger“, wie sie die IG Metall NRW initiiert hat, setzt genau an dieser Problematik an. 

Wichtig ist, dass Initiativen  wie das „Projekt Gute Arbeit“ der IG Metall aus dem politischen Bereich Unterstützung erfahren. Strukturkonservativ, das ist aus der Industrielle-Beziehungen-Forschung bekannt, agieren vor allem solche Gewerkschaften, die mit dem Rücken zu Wand stehen. Die Erforschung, Neudefinition und Durchsetzung von zielgruppenspezifischen Standards für gute Arbeit wären indessen ein langfristig angelegtes Projekt, das durchaus im Konsens mit innovativ orientierten Teilen des Managements, der Unternehmerschaft und der Arbeitgeberverbände betrieben werden könnte. Mit Prekarisierung, Leistungsstandards und neuen Belastungen, alternsgerechter Arbeit, innovativen Partizipationsformen, Gesundheitsprävention sowie Experimenten mit zeitgemäßen Formen von work-life-balance ist eine Themenpalette für solche Projekte rasch benannt. Diese Initiative müsste durch ein praxisorientiertes Forschungsprogramm unterstützt werden,  das in seinen Dimensionen, nicht in seinen Inhalten, an frühere Programme zur Humanisierung der Arbeit anknüpfen könnte.   

4.8 Aktivitätsstatus statt Bürgergeld

Fassen wir zusammen: Eine Politik der Entprekarisierung setzt voraus, dass sich Politik und Gewerkschaften endlich des wachsenden Sektors unsicherer Beschäftigung annehmen. Dazu sollten sie ihren großbetrieblichen „Isomorphismus“ (Boltanski/Chiapello 2003: 336) überwinden und gezielt Formen der Selbstorganisation in der „Zone der Verwundbarkeit“ fördern. Ziel muss es sein, flexible Arbeitsformen nicht zu verhindern, sondern ihnen nach und nach ihren prekären Charakter zu nehmen. Einen wichtigen Ansatzpunkt könnte hier die französische Debatte um die Schaffung eines gesellschaftlichen Aktivitätsstatus bieten. Damit ist gemeint, dass jede Person, die eine gewisse Zeit lang in irgend einer Form erwerbstätig war, einen Status in Anspruch nehmen kann, der eine wirkliche Wahl zwischen Tätigkeiten, zwischen Erwerbsarbeit und anderen Tätigkeitsformen ermöglicht. Ein Aktivitätsstatus würde für einen begrenzten Zeitraum die Möglichkeit eröffnen, sich einer frei gewählten Betätigung zu widmen. Er wäre mit Hilfe eines Aktivitätsvertrags zu definieren, der über mehrere Jahre den Wechsel zwischen betrieblicher Produktivarbeit, Ausbildungsarbeit und gemeinnütziger Beurlaubung, etwa für Familienarbeit, möglich macht. Ein solcher Vertrag könnte z.B. mit regionalen Unternehmensnetzwerken geschlossen werden und durch Umlagefinanzierungen ein relativ stabiles Einkommensniveau ermöglichen. 

Auch die Sozialstaatsfrage kann vom Modell eines Aktivitätsstatus  neu gedacht werden, weil an die Stelle eines bloßen Abbaus sozialer Leistungen ein Modell positiver Flexibilisierung gesetzt werden könnte Durchgesetzte Geschlechterdemokratie z.B. würde bedeuten, dass Arbeitsumverteilung leichter möglich wird, weil beide Lebenspartner über ein existenzsicherndes Einkommen verfügen. Soll die Enthierarchisierung des Geschlechterverhältnisse nicht in eine „vollmobile Single-Gesellschaft“ (Ulrich Beck) münden, wäre aber gleichzeitig zu klären, wie Formen eines solidarischen, mikrogesellschaftlichen Zusammenlebens möglich sind. Selbst moderne „Drifter“ benötigen einige Konstanten und Sicherungen, um ein selbstbestimmts Leben führen zu können. Nimmt man das Ideal eines möglichst autonomen, zur Selbstbestimmung fähigen Individuums als Maßstab und durchdenkt von da aus das Sozialstaatsproblem, kann dessen Lösung nicht darin liegen, dass immer mehr Menschen immer frühzeitiger aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Statt dessen wäre auch hier mehr Flexibilität beim Ein-, Aus- und Umsteigen zwischen Beschäftigung, Qualifizierung und Reproduktionstätigkeit eine sinnvolle Zielsetzung. Ein modernes Sicherungssystem hätte die Risiken, die mit Phasen der Nichterwerbstätigkeit verbunden sind, abzumildern. Auch dies hieße Umbau des Sozialstaats (z.B. Korrektur des Leistungsprinzips bei der Rente). Tariffonds z.B. ließen sich anders nutzen, als zur Absicherung von Frühverrentung und Vorruhestand. Sie könnten zur Absicherung eines Aktivitätsstatus eingesetzt werden 

Die Durchsetzung eines solchen Aktivitätsstatus müsste als ein europäisches Projekt angegangen werden; starke Ökonomien wie die deutsche und die französische könnten bei der Durchsetzung aber eine Vorreiterrolle spielen. Arbeitspolitische Konzepte für ein solches Projekt liegen in Ansätzen auf dem Tisch. Nichts hindert die Gewerkschaften daran, sich diese Konzepte zueigen zu machen.
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